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Der vorgelegte Entwurf einer 8. Verordnung zur Änderung der Ausbildungs- und 

Prüfungsordnung Berufskolleg betrifft mehrere zentrale Bereiche des Berufskol-

legs. Neben Folgeänderungen im Allgemeinen Teil werden die Regelungen der 

Anlagen A, D und E teilweise erheblich überarbeitet.  

 

Für die Anlage A ist insbesondere eine Neufassung und Zusammenführung der 

bisherigen Stundentafeln für die Fachklassen des dualen Systems vorgesehen. Die 

bislang vier Stundentafeln sollen auf zwei reduziert und durch größere Bandbreiten 

flexibler ausgestaltet werden. Stützangebote und Zusatzqualifikationen sollen 

stärker im Differenzierungsbereich verankert und bei Bedarf mit Zustimmung der 

Ausbildenden erweitert werden können. Auch der parallele Erwerb der Fachhoch-

schulreife wird neu systematisiert. Diese Flexibilisierung ist grundsätzlich nachvoll-

ziehbar. Sie kann jedoch nur dann wirksam werden, wenn den Schulen die erfor-

derlichen personellen Ressourcen zur Verfügung stehen. Zusätzliche 

Förderangebote und Zusatzqualifikationen dürfen nicht lediglich rechtlich ermög-

licht, ihre Umsetzung aber den Schulen ohne zusätzliche Stellenanteile überlassen 

werden.  

 

In der Anlage E werden insbesondere die Regelungen für die Fachschulen des Sozi-

alwesens verändert. Die Aufnahme in praxisintegrierte Organisationsformen der 

Sozialpädagogik und Heilerziehungspflege soll künftig neben einem Ausbildungs-

vertrag auch auf der Grundlage eines Arbeitsvertrages mit Ausbildungsverpflich-

tung möglich sein. Damit sollen berufsbegleitende Organisationsformen und 

zusätzliche Fördermöglichkeiten eröffnet werden. Diese Erweiterung kann einen 

Beitrag zur Gewinnung dringend benötigter Fachkräfte leisten.  

 

Zugleich werden die externen Prüfungen in den Fachrichtungen Sozialpädagogik 

und Heilerziehungspflege neu geregelt und um verbindliche praktische sowie 

mündliche Reflexionsanteile ergänzt. Dadurch entstehen zusätzliche Anforderun-

gen an die Prüfungsorganisation, die Prüfungsausschüsse und die beteiligten Lehr-

kräfte. Darüber hinaus sollen in den Fachschulen für Technik und Wirtschaft meh-

rere nicht mehr nachgefragte Fachrichtungen gestrichen werden. Hierbei ist 

sicherzustellen, dass neben aktuellen Teilnehmer*innenzahlen auch langfristige 

regionale Fachkräftebedarfe und vorhandene schulische Kompetenzen berück-

sichtigt werden.  
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Die Änderungen in den Anlagen A und E sind für die Berufskollegs damit keineswegs 

lediglich redaktioneller Natur. Sie betreffen die Unterrichtsorganisation, die 

Ressourcenausstattung, die Personalgewinnung und die regionale Angebotsstruk-

tur. Auch in diesen Bereichen bestehen noch offene Fragen, die vor dem Inkrafttre-

ten geklärt werden müssen.  

 

Der Schwerpunkt dieser Stellungnahme liegt dennoch auf der vollständigen 

Neufassung der Anlage D. Die dort vorgesehenen Veränderungen für das Berufliche 

Gymnasium sind in ihrer Reichweite und in ihren Auswirkungen auf Bildungs-

gangstruktur, Personalbedarf, Unterrichtsentwicklung, Prüfungsorganisation und 

regionale Schulentwicklungsplanung besonders tiefgreifend. Sie treffen zudem 

zeitlich mit der Einführung des fünften Abiturfachs und neuen Formen der Leis-

tungsüberprüfung zusammen. Hier handelt es sich deshalb um den Bereich des 

Entwurfs, in dem der größte Klärungs-, Unterstützungs- und Ressourcenbedarf 

besteht.  

 

Die Weiterentwicklung des beruflichen Gymnasiums der gymnasialen Oberstufe 

am Berufskolleg ist aus unserer Sicht grundsätzlich nachvollziehbar. Die Verord-

nung führt jedoch zahlreiche neue Prüfungs-, Dokumentations- und Beratungsauf-

gaben ein, ohne die Arbeitszeit der Lehrkräfte anzupassen. DGB NRW und GEW NRW 

fordern deshalb verbindliche Entlastungsregelungen, landeseinheitliche Bewer-

tungsraster für Präsentationsprüfungen und Handlungsprodukte, eine Reduzie-

rung der verpflichtenden Leistungsnachweise sowie klare Regelungen zum Einsatz 

von KI und zur rechtssicheren Leistungsbewertung. 

 

1. Grundlegende Neuordnung der Beruflichen Gymnasien  

Kern der Reform ist die vollständige Neufassung der Anlage D. Die bisherige Vielzahl 

von Bildungsgängen soll in acht sogenannte Basis-Bildungsgänge überführt 

werden:  

 

▪ Gestaltung,  

▪ Gesundheit,  

▪ Sozialpädagogik,  

▪ Sport,  

▪ Informatik,  

▪ Naturwissenschaften,  

▪ Technik,  
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▪ Wirtschaft und Verwaltung.  

 

Die integrierten Stundentafeln sollen schulbezogene Profilbildungen und 

Zusatzqualifikationen ermöglichen. Gleichzeitig entfallen einzelne bisherige 

Doppelqualifikationen, unter anderem der Abschluss als Kaufmännische*r Assis-

tent*in. Diese Bündelung kann zwar zu größerer Übersichtlichkeit führen, bedeutet 

für viele Berufskollegs aber eine grundlegende Neuordnung ihres bisherigen 

Bildungsangebots.  

 

Die Veränderung betrifft nicht allein die Bezeichnung oder Zuordnung bestehender 

Bildungsgänge. Sie wirkt sich unmittelbar auf Stundentafeln, Fächerangebote, 

Lehrkräftebedarf, Fakultäten, Raum- und Ausstattungsfragen, schulische Profile, 

bestehende Kooperationen und die regionale Bildungsplanung aus. 

 

2. Verpflichtende Präsentationsprüfung im 5. Abiturfach 

Die Abiturprüfung wird künftig auch am Beruflichen Gymnasium in fünf Fächern 

abgelegt. Das fünfte Abiturfach soll grundsätzlich in Form einer Präsentationsprü-

fung, regelmäßig als Gruppenprüfung, oder alternativ als besondere Lernleistung 

erbracht werden. Zugleich werden neue Formen gleichwertiger komplexer Leis-

tungsnachweise und eine verbindlichere Verankerung des projektorientierten 

Unterrichts vorgesehen. Diese Veränderungen sind pädagogisch anspruchsvoll und 

können sinnvolle Impulse setzen. Sie erfordern jedoch eine umfassende curricu-

lare, organisatorische und prüfungsrechtliche Vorbereitung. Die Einführung des 

fünften Abiturfachs darf deshalb nicht isoliert betrachtet werden. Sie fällt zeitlich 

mit der vollständigen Neuordnung der Bildungsgänge und Stundentafeln zusam-

men und erhöht die Komplexität der Umsetzung erheblich. Die verpflichtende 

Einführung der Präsentationsprüfung als fünftes Abiturfach führt zu einer erhebli-

chen Ausweitung der Prüfungsformate. Neben den schriftlichen und mündlichen 

Prüfungen müssen Lehrkräfte Themen genehmigen, die Schüler*innen während 

der Vorbereitung begleiten sowie die Präsentationen und die anschließenden 

Prüfungsgespräche durchführen und bewerten. Damit steigt der organisatorische 

und zeitliche Aufwand erheblich, ohne dass hierfür verbindliche Entlastungsrege-

lungen oder zusätzliche Anrechnungsstunden vorgesehen sind. Wir sehen hierin 

eine deutliche Mehrbelastung der Lehrkräfte, die in der Verordnung nicht berück-

sichtigt wird.  
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3. Gleichwertige komplexe Leistungsnachweise 

Die verpflichtende Einführung gleichwertiger komplexer Leistungsnachweise in 

mehreren Aufgabenfeldern erweitert die Leistungsbewertung erheblich. Diese Leis-

tungsnachweise treten nicht an die Stelle von Klausuren, sondern kommen hinzu. 

Dadurch entstehen für Lehrkräfte ein deutlich höherer Vorbereitungs-, Betreuungs- 

und Bewertungsaufwand sowie ein erhöhter organisatorischer Aufwand bei 

Planung und Durchführung. Der DGB NRW und die GEW NRW halten die Zahl 

verpflichtender Leistungsnachweise für zu hoch und fordern eine Reduzierung 

sowie eine bessere Abstimmung zwischen den verschiedenen Prüfungsformaten.  

 

4. Verpflichtender projektorientierter Unterricht 

Die Verordnung schreibt projektorientierten Unterricht für alle Bildungsgänge 

verbindlich vor und verlangt darüber hinaus dessen Dokumentation in der didakti-

schen Jahresplanung. Projektorientiertes Arbeiten ist grundsätzlich pädagogisch 

sinnvoll, erfordert jedoch einen erheblich höheren Vorbereitungs- und Organisati-

onsaufwand als klassischer Unterricht. Die zusätzliche Dokumentationspflicht 

verstärkt diesen Aufwand weiter. Wir kritisieren, dass diese neuen Anforderungen 

ohne entsprechende zeitliche oder personelle Ressourcen eingeführt werden.  

 

5. Durchführung einer verpflichtenden Projektwoche 

Mit der Einführung einer verpflichtenden Projektwoche zur Erstellung der Hand-

lungsprodukte entsteht ein zusätzlicher organisatorischer Schwerpunkt im ohne-

hin stark belasteten zweiten Halbjahr der Qualifikationsphase. Lehrkräfte überneh-

men in dieser Zeit intensive Beratungs-, Betreuungs- und Bewertungsaufgaben. 

Gleichzeitig bleibt offen, wie diese Woche organisatorisch abgesichert und perso-

nell begleitet werden soll. Aus Sicht von DGB NRW und GEW NRW fehlt eine verbind-

liche Regelung zur Entlastung der beteiligten Lehrkräfte. Darüber hinaus fehlen 

Regelungen dazu, wie vorzugehen ist, wenn Schüler*innen während der Projektwo-

che ganz oder teilweise erkranken. Hier muss nachgebessert werden. 

 

6. Bewertung der Handlungsprodukte 

Die Handlungsprodukte bilden eine zentrale Grundlage der Präsentationsprüfung. 

Gleichzeitig enthält die Verordnung keine landeseinheitlichen Bewertungsmaß-

stäbe oder verbindliche Bewertungsraster. Dadurch besteht die Gefahr unter-

schiedlicher Bewertungsstandards zwischen Schulen und Lehrkräften sowie eine 

erhöhte Rechtsunsicherheit bei Widerspruchs- und Klageverfahren. Wir fordern 
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daher verbindliche, landesweit einheitliche Bewertungskriterien, um Transparenz, 

Vergleichbarkeit und Rechtssicherheit zu gewährleisten.  

 

7. Bewertung von Gruppenleistungen 

Die Möglichkeit, gleichwertige komplexe Leistungsnachweise als Gruppenarbeit 

durchzuführen, ist grundsätzlich sinnvoll. Gleichzeitig verlangt die Verordnung, 

dass die individuelle Leistung jeder einzelnen Schülerin bzw. jedes einzelnen Schü-

lers eindeutig erkennbar und bewertbar sein muss. Dies führt zu einem erheblichen 

zusätzlichen Dokumentations- und Bewertungsaufwand für die Lehrkräfte und 

erhöht die Anforderungen an eine rechtssichere Leistungsbewertung. DGB NRW 

und GEW NRW sehen hier einen erheblichen Mehraufwand, der bislang nicht 

berücksichtigt wird.  

 

8. Erweiterte Beratungs- und Dokumentationspflichten 

Die Verordnung verpflichtet die Schulen, Schüler*innen regelmäßig über ihre 

Schullaufbahn zu informieren, sie individuell zu beraten, die Einhaltung der Beleg-

verpflichtungen zu prüfen und sämtliche Beratungsschritte zu dokumentieren. 

Diese Aufgaben sind pädagogisch sinnvoll, führen jedoch zu einer deutlichen 

Ausweitung administrativer Tätigkeiten für Bildungsgang- und Jahrgangsleitungen 

sowie weitere Lehrkräfte. Wir fordern, dass dieser zusätzliche Verwaltungsaufwand 

bei der Arbeitszeitbemessung berücksichtigt wird.  

 

9. Zunahme unterschiedlicher Leistungsformate 

Mit Klausuren, gleichwertigen komplexen Leistungsnachweisen, mündlichen Kom-

munikations-prüfungen, projektorientierten Leistungen, Handlungsprodukten 

sowie der Präsentationsprüfung steigt die Zahl der unterschiedlichen Leistungsfor-

mate erheblich. Diese Vielfalt erhöht die Anforderungen an Unterrichtsplanung, 

Organisation, Bewertung und Dokumentation deutlich. DGB NRW und GEW NRW 

bezweifeln, dass diese zusätzlichen Anforderungen innerhalb der bestehenden 

Arbeitszeit bewältigt werden können, und fordern daher eine Reduzierung 

verpflichtender Leistungsnachweise oder entsprechende Entlastungsmaßnah-

men.  
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10. Nachteilsausgleich 

Die Regelungen zum Nachteilsausgleich wurden erweitert und verlangen zahlrei-

che Einzelfallentscheidungen durch Schulleitungen und Lehrkräfte. Zwar ist eine 

angemessene Berücksichtigung individueller Bedürfnisse ausdrücklich zu begrü-

ßen, gleichzeitig fehlen jedoch landesweit einheitliche Verfahren und verbindliche 

Handlungshilfen. Dies erhöht den Beratungsaufwand und führt zu Unsicherheiten 

bei der praktischen Umsetzung. Wir fordern daher verbindliche Standards und 

rechtssichere Leitlinien für die Gewährung von Nachteilsausgleichen.  

 

11. Fehlende Regelungen zum Einsatz von Künstlicher Intelligenz 

Obwohl mit Handlungsprodukten, projektorientiertem Unterricht und Präsentati-

onsprüfungen neue Leistungsformate eingeführt werden, enthält die Verordnung 

keine Aussagen zum Umgang mit generativer Künstlicher Intelligenz. Es fehlen 

sowohl verbindliche Regelungen zur zulässigen Nutzung von KI als auch Kriterien 

für die Bewertung eigenständig erbrachter Leistungen. Der DGB NRW und die GEW 

NRW halten dies angesichts der zunehmenden Bedeutung von KI im schulischen 

Alltag für eine erhebliche Regelungslücke und fordern landesweit einheitliche 

Vorgaben sowie entsprechende Fortbildungsangebote für Lehrkräfte. 

 

12. Erhebliche und bislang ungelöste Personalfragen  

Im geplanten Bildungsgang D 3 „Berufliches Gymnasium für Sozialpädagogik“ stellt 

sich die Personalsituation als besonders kritisch dar. Sozialpädagogik ist als profil-

bildender Leistungskurs vorgesehen. Daneben werden unter anderem Erziehungs-

wissenschaften sowie weitere einschlägige Fächer in der Stundentafel ausgewie-

sen. Die Doppelqualifikation mit dem Berufsabschluss als Erzieher*in bleibt 

bestehen. Bereits heute besteht in der Erzieher*innenausbildung ein erheblicher 

Mangel an entsprechend qualifizierten Lehrkräften. Viele Berufskollegs konnten 

ihren Unterricht in der Vergangenheit nur dadurch absichern, dass Lehrkräfte mit 

der Fakultas Erziehungswissenschaften über Zertifikatskurse für den Einsatz in der 

Fachschule für Sozialpädagogik nachqualifiziert wurden. Diese Zertifikatskurse 

qualifizieren jedoch ausdrücklich nicht für den Unterricht in der Anlage D. Damit 

bleibt eine zentrale Frage des Entwurfs unbeantwortet: Welche Lehrkräfte sollen 

den neuen Bildungsgang D 3 in der vorgesehenen Breite und auf dem erforderli-

chen Anforderungsniveau unterrichten? Es reicht nicht aus, neue Bildungsgänge 

und Stundentafeln rechtlich zu ermöglichen, wenn die notwendigen Lehrbefähi-

gungen und Qualifizierungswege nicht gleichzeitig verbindlich geschaffen werden. 
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Ohne ein kurzfristig verfügbares, landesweit abgestimmtes Qualifizierungskonzept 

besteht die Gefahr, dass Schulen die vorgesehenen Angebote trotz vorhandener 

Nachfrage nicht einrichten oder nicht dauerhaft absichern können.  

Erforderlich sind daher aus unserer Sicht:  

 

▪ zusätzliche grundständige Ausbildungskapazitäten,  

▪ kurzfristig einsetzbare Zertifikats- und Nachqualifizierungsangebote, die 

ausdrücklich für die Anlage D anerkannt werden,  

▪ verlässliche Regelungen zum fachgerechten Einsatz bereits vorhandener 

Lehrkräfte, zusätzliche Stellen und Anrechnungsressourcen für die Imple-

mentierung der neuen Bildungsgänge.  

 

Eine Reform, die den Lehrkräftebedarf erhöht, darf nicht ohne ein tragfähiges 

Personalgewinnungs- und Qualifizierungskonzept in Kraft gesetzt werden.  

 

13. Doppelqualifikation und zusätzlicher Ressourcenbedarf  

Die Möglichkeit, im Beruflichen Gymnasium neben der allgemeinen Hochschulreife 

einen Berufsabschluss nach Landesrecht zu erwerben, ist ein besonderes Qualitäts-

merkmal des Berufskollegs. Der Erhalt dieser Doppelqualifikationen wird 

ausdrücklich begrüßt. Allerdings stellen die integrierten Bildungsgänge erhebliche 

zusätzliche Anforderungen an die Schulen. Dies betrifft insbesondere:  

▪ die Organisation und Begleitung von Praktika,  

▪ die Verzahnung von allgemeinbildenden, beruflichen und fachpraktischen 

Anteilen,  

▪ die Durchführung der Berufsabschlussprüfung,  

▪ die individuelle Beratung unterschiedlicher Schüler*innengruppen,  

▪ die Planung paralleler einfach- und doppeltqualifizierender Wege innerhalb 

eines Bildungsgangs,  

▪ die Bereitstellung fachpraktischer Räume, Materialien und Kooperationen.  

 

Im Bildungsgang D 3 kommt neben der dreijährigen gymnasialen Oberstufe weiter-

hin das zwölf-monatige Berufspraktikum mit schulischer Begleitung hinzu. Die 

Doppelqualifikation ist damit nicht lediglich eine Variante innerhalb einer gemein-

samen Stundentafel, sondern ein eigenständiger, ressourcenintensiver Ausbil-

dungsweg. Diese zusätzlichen Aufgaben können häufig nicht aus den bestehenden 

Ressourcen heraus bewältigt werden. Es bedarf einer transparenten Berechnung 
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des personellen Mehrbedarfs, zusätzlicher Leitungs- und Koordinationszeiten 

sowie einer angemessenen Ausstattung der Bildungsgänge.  

 

14. Gleichzeitige Neuordnung des schulischen Personalportfolios  

Der schnelle Wegfall beziehungsweise die Zusammenführung bisheriger Bildungs-

gänge wird an zahlreichen Berufskollegs zu einer Veränderung des Unterrichtsbe-

darfs führen. Während in einzelnen Fächern zusätzliche Bedarfe entstehen, können 

in anderen Bereichen Unterrichtsvolumina zurückgehen. Damit wird eine Umstruk-

turierung der schulischen Personalportfolios notwendig. Diese kann nicht kurzfris-

tig durch Versetzungen, Neueinstellungen oder Nachqualifizierungen aufgefangen 

werden. Personalentwicklung an Schulen benötigt einen längeren Vorlauf.  

Der Entwurf lässt bislang offen,  

 

▪ wie mit Lehrkräften umzugehen ist, deren bisherige Einsatzschwerpunkte 

durch den Wegfall oder die Veränderung eines Bildungsgangs betroffen 

sind,  

▪ wie zusätzlicher Bedarf in neuen Fächern gedeckt werden soll,  

▪ wie schulübergreifende Abordnungen und regionale Personalkonzepte ge-

staltet werden sollen,  

▪ wie die Schulen Planungssicherheit erhalten, bevor Entscheidungen über 

ihr künftiges Bildungsangebot getroffen werden.  

 

Aus unserer Sicht ist deshalb ein verbindliches Übergangs- und Personalkonzept 

erforderlich. Die Folgen der Reform dürfen nicht allein auf die einzelnen Berufskol-

legs und deren Schulleitungen verlagert werden.  

 

15. Regionale Bildungsplanung und Konkurrenz der Schulformen  

Die Reduzierung und Bündelung der Bildungsgänge erfordern zwingend eine abge-

stimmte regionale Bildungsplanung. Nicht jedes Berufskolleg wird alle bisherigen 

Angebote in gleicher Form fortführen können. Entscheidungen über Standorte und 

Profile dürfen jedoch nicht ausschließlich unter kurzfristigen schulorganisatori-

schen oder haushälterischen Gesichtspunkten getroffen werden. Erforderlich ist 

ein transparentes Verfahren, an dem Berufskollegs, Schulträger, Schulaufsicht und 

gegebenenfalls benachbarte Schulträger beteiligt werden. Dabei müssen insbeson-

dere berücksichtigt werden:  
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▪ regionale Schüler*innenströme,  

▪ Erreichbarkeit und Flächendeckung, 

▪ bestehende schulische Expertise, 

▪ vorhandene Fachräume und Ausstattungen, 

▪ Kooperationen mit Betrieben und Einrichtungen, 

▪ Personalbestand und Lehrkräftegewinnung,  

▪ die Auswirkungen öffentlicher und privater Bildungsangebote aufeinander.  

 

Die Neuordnung wirft zugleich eine grundsätzliche schulstrukturelle Frage auf:  

Welche Rolle sollen berufliche Gymnasien künftig im Verhältnis zu gymnasialen 

Oberstufen an Gymnasien und Gesamtschulen einnehmen? Berufliche Gymnasien 

sind keine bloße Ergänzung des allgemeinbildenden Systems. Sie verbinden die 

allgemeine Hochschulreife mit beruflicher Profilbildung, Praxisorientierung und 

teilweise einem Berufsabschluss. Gerade diese Eigenständigkeit muss bei der 

Weiterentwicklung der Sekundarstufe II gesichert werden.  

 

Die parallelen Reformen der gymnasialen Oberstufe und der Beruflichen Gymna-

sien benötigen deshalb ein erkennbares schulpolitisches Gesamtkonzept. Es muss 

geklärt werden,  

 

▪ wie die Angebote der unterschiedlichen Schulformen ineinandergreifen,  

▪ welche Funktion die jeweilige Schulform in der regionalen Bildungsland-

schaft übernehmen soll,  

▪ wie unnötige Konkurrenz und Doppelstrukturen vermieden werden,  

▪ wie die besondere berufliche Ausrichtung der Beruflichen Gymnasien 

dauerhaft gestärkt wird.  

 

Der DGB NRW und die GEW NRW fordern daher:   

 

1. eine Verlängerung des Implementierungszeitraums oder zumindest eine 

verbindliche mehrjährige Einführungs- und Erprobungsphase;  

2. zusätzliche personelle Ressourcen für Schulentwicklung, Bildungsgangar-

beit, Prüfungsorganisation, Beratung und regionale Abstimmung;  

3. ein landesweites Qualifizierungs- und Personalgewinnungskonzept, insbe-

sondere für Sozialpädagogik und weitere Mangelfächer der neuen Anlage D;  

4. eine ausdrückliche Öffnung geeigneter Nachqualifizierungs- und Zertifi-

katskurse für den Einsatz in der Anlage D;  
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5. eine transparente Ressourcenberechnung für Doppelqualifikationen, Prak-

tikumsbegleitung und Berufsabschlussprüfungen;  

6. verbindliche Übergangsregelungen für das vorhandene Personal und eine 

langfristige Planung der schulischen Personalportfolios;  

7. eine koordinierte regionale Bildungsplanung unter verbindlicher Beteili-

gung der betroffenen Berufskollegs;  

8. ein schulpolitisches Gesamtkonzept für die gymnasiale Oberstufe, das das 

Verhältnis von Gymnasium, Gesamtschule und Berufskolleg klärt und die 

Eigenständigkeit der beruflichen Gymnasien sichert;  

9. rechtzeitig vor Inkrafttreten verfügbare Bildungspläne, Prüfungsformate, 

Handreichungen und Fortbildungsangebote;  

10. eine verbindliche Evaluation der Reform, insbesondere im Hinblick auf Lehr-

kräfteversorgung, Schüler*innenzahlen, regionale Erreichbarkeit und die 

Umsetzbarkeit der Doppelqualifikationen.  

 

Der Entwurf verfolgt wichtige Ziele, verbindet jedoch mehrere tiefgreifende 

Reformvorhaben in einem sehr engen Zeitraum: die Reduzierung und Neustruktu-

rierung der Bildungsgänge, die Einführung neuer Stundentafeln, die Einführung 

eines fünften Abiturfachs, neue Formen der Leistungsüberprüfung und die Neuord-

nung einzelner Doppelqualifikationen. Diese Aufgaben können nicht zusätzlich 

zum laufenden Schulbetrieb und ohne erhebliche Unterstützung umgesetzt 

werden. Eine tragfähige Reform der Beruflichen Gymnasien benötigt Zeit, qualifi-

ziertes Personal, zusätzliche Ressourcen, regionale Abstimmung und eine klare 

schulpolitische Zielsetzung. Ohne diese Voraussetzungen besteht die Gefahr, dass 

die Reform nicht zu einer Stärkung, sondern zu einer Schwächung der beruflichen 

Gymnasien und zu einem weiteren Abbau regionaler Bildungsangebote führt. 


